SPD-Fraktion zum Haushaltsplan 2004

Es gilt das gesprochene Wort

Das politisch ereignisreiche Jahr 2003 klang mit der Nachricht aus, im Vermittlungsausschuss sind endlich die Wege geebnet worden. Die von allen als  dringend erforderlich angesehenen Reformen können nun angegangen werden. Leider mussten  dabei einige Kriterien auf Veranlassung der Unionsparteien deutlich Federn lassen. Und auch die von allen herbeigesehnte Gemeindefinanzreform entspricht nicht mehr den Erwartungen, die die Kommunen in sie gesetzt haben.

Doch alles in allem geht es in diesem Land endlich wieder voran.

Aufbruchstimmung herrscht landauf- landab. Innerhalb der Wirtschaft mehren sich endlich die Stimmen, die nicht mehr Jammern und Lamentieren. Auch sie sind der Meinung, unser Land ist reformfähig, wir selbst müssen  jetzt voran gehen.

Das Jahr 2004 ist ein sehr spannendes Jahr. Nicht nur mit Blick auf die Kommunalwahlen. Es bietet insbesondere für die Politik vor Ort  zahlreiche Herausforderungen. 

Die anstehende Umsetzung der Reformen  bietet auch für den Kreis etliche Chancen. Diese müssen jetzt genutzt werden. Hier ist konstruktives Mitarbeiten an dem Prozess der anstehenden Umgestaltung gefragt und nicht Gejammer darüber, dass in Bielefeld nicht alle gleich für Sie, Herr Kaup, parat stehen. Da hilft es niemandem, wenn Sie für den Kreis ein eigenes Arbeitsamt fordern, völlig die bestehenden Fakten verdrängen und meinen, damit erledigen sich dann die Probleme auf dem Arbeitsmarkt wie von Zauberhand.

Wir alle müssen den Blick wieder mehr nach vorne richten.

Der Kreis Gütersloh und seine Einwohner und Einwohnerinnen haben es verdient.  Die Aufgaben sind immens und verdienen unsere ganze Kraft und Anstrengung.  

Es ist dabei aber auch erforderlich, ab und an einmal inne zu halten und sich auf unsere grundsätzlichen Ziele zu besinnen. Auch weil wir in der heutigen schnelllebigen Zeit, wo nichts von selbst kommt aber wenig von Dauer ist, manchmal von der Realität wieder überholt werden. 

Mit diesem Jahr endet nun diese Wahlperiode auf kommunaler Ebene und gestatten Sie mir darum einen Rückblick im Schnelldurchlauf:

Ich möchte mich dabei auf einige wenige Punkte beschränken.

(Übrigens war es für mich weitaus interessanter als ich vorab dachte, als ich mir die vergangenen 4 Jahre noch einmal vor Augen führte.)

Das erste Jahr Ihrer neuen Mehrheit, meine Herren und Damen der CDU, war geprägt von dem Gedanken, jetzt muss massiv gespart werden. Ein Perspektivbeschluss forderte gleich zu Beginn, mindestens 10 % der laufenden Ausgaben des Kreisetats müssen eingespart werden. Ohne sich die einzelnen Aufgabenfelder einmal ordentlich zu betrachten gaben Sie das Signal, 10 % der Arbeit des Kreises sind überflüssig und müssen weg. Die bis dahin hoch motivierten Bediensteten bekamen die erste unklare Weichenstellung vorgesetzt. Weitere Verwirrung brachte Ihre Forderung nach möglichst viel Privatisierung von Aufgaben.

Die Auslagerung der Regionalstelle Frau und Beruf war dann der erste Vorgeschmack. Hierbei agierten Sie sogar gegen den Willen Ihres eigenen Landrates.

Bei den 1. Haushaltsplanberatungen konnten Sie auf Grund der knappen Zeit  nicht viel verderben, den Haushalt hatte die vorherige Landrätin noch stark geprägt. Aber im laufenden Jahr ließen Sie dann ordentlich Ihre Muskeln spielen. 

Offensichtlich waren fraktionsinterne Perspektivbeschlüsse anfangs bei Ihnen sehr gefragt, auch wenn sie dann oft keinen Sinn ergaben oder im Sande verliefen, wie Ihr Papier zur Schulpolitik im Kreis.  Dafür lehnten Sie aber munter jegliche Anträge unsererseits regelmäßig ab und agierten selbstherrlich nach Gutsherrenart. Unter anderem fiel dabei eine Untersuchung zur Gesundheitsregion Kreis Gütersloh durch, die uns heute zum Beispiel sehr nutzen könnte. 

Aber Schimpfen auf Bund, Land und auch Europa konnten Sie von Anfang an sehr gut. Begleitet von Resolutionen mal in die eine, mal in die andere Richtung. Es wurde dann auch schon mal eine Sondersitzung des Kreistages herbeigezerrt, und dabei stand der Spargedanke  dann offenbar nicht im Vordergrund. 

Die Kreispolitik wurde geprägt durch Stillstand und in wesentlichen Bereichen auch durch Rückschritt. Innovative Ansätze suchten wir vergeblich, Impulse fehlten, Entscheidungen waren oft undurchsichtig und nicht unbedingt in die Zukunft gerichtet.

Bei der Eckwertediskussion im Sommer 2000 ging es dann ausgesprochen turbulent zu, niemand wusste mehr genau, was wirklich beraten und beschlossen werden sollte. 

Verschweigen möchte ich an dieser Stelle aber nicht, die SPD hat bereits damals, im Sommer 2000, sehr eindeutig formuliert und beantragt, der Schuldenstand des Kreises sollte Schritt für Schritt zurückgeführt und eine Senkung der Kreisumlage angestrebt werden. Bereits damals war es uns wichtig, auch unter den veränderten Mehrheiten, dass der Kreis ein verlässlicher, kalkulierbarer Partner der Kommunen bleibt. 

Diese SPD-Forderung, zieht sich bis heute als roter Faden durch alle Haushaltsplanberatungen, ebenso wie unser alljährliches Anliegen, in der Festlegung der Eckwerte Raum zu lassen für fachliche Veränderungswünsche der Politik.

In den Beratungen zum Eckwerteverfahren im Sommer 2000 finden Sie übrigens auch einen SPD-Antrag zur Gewässerunterhaltung:

In Zusammenarbeit mit dem Amt für Agrarordnung sollte über Austauschmaßnahmen schrittweise die naturnahe Gestaltung der kreiseigenen Gewässer durchgeführt werden und das Uferrandstreifenprogramm sollte verstärkt umgesetzt werden. Jetzt ist dies CDU-Anliegen!! Ihnen wurde klar, eine naturnahe Unterhaltung spart mittelfristig Gelder ein. Wir begrüßen Ihr Vorgehen, auch wenn  die Beweggründe sich von unseren etwas unterscheiden, uns war und ist es wichtig, der Ökologie mehr Raum zu lassen. Und das erreichen wir ja jetzt gemeinsam. 

Das folgende Jahr wurde dann, neben dem manischen Vorgehen, zu Sparen und Personal abzubauen, geprägt von dem Gedanken, Sie wollten mehr für die Familien tun. Ein Familienbericht  war das A und O. Dieser liegt uns jetzt aktuell vor und, mit Verlaub, uns hat der Bericht, bei allem guten Willen, keine grundsätzlich neuen Erkenntnisse gebracht. Höchstens die Erkenntnis, dass wir stets das Ohr an den Sorgen der Familien im Kreis hatten. Dafür mussten wir jedoch keine öffentlichen Gelder ausgeben. 

Mal sehen, wie Sie von der CDU diesen Bericht nun im Wahlkampf verwursten werden. 

Und, wie Sie mit den ureigensten Anliegen der SPD-Fraktion umgehen werden, die in diesem Bericht bestätigt werden, wie die Notwendigkeit präventiver Maßnahmen. 

In den Folgejahren wurde zu unserm Bedauern nach dem Rasenmäherprinzip so ziemlich alles gekürzt. Auch vor der Kürzung der präventiven Arbeit im Jugend- und Sozialbereich machten Sie keinen Halt. Unsere Argumente und Beispiele, dass Prävention sich stets auch rechnet, stießen damals auf taube Ohren. 

Wie zum Beispiel bei der Gemeinwesenarbeit, die Sie kurzerhand dermaßen beschnitten haben, dass ein Überleben dieser vorbildlichen Arbeit schwer vorstellbar scheint.

Offensichtlich waren Sie zu keiner Einsicht bereit. Das Sparfieber hatte Sie vollkommen im Griff. Und der Blick gerichtet auf Bund und Land als Schuldige dafür, dass es im Kreis nicht weiterging.

Und der Landrat?:

Auf unsere Frage nach den Aktivitäten bezüglich seiner politischen Schwerpunkte erhielten wir bis heute als Antwort –Nichts.

Das spricht wahrlich für sich. Was ist denn geschehen, außer dem Verweis auf die Zuständigkeit anderer bzw. die Weiterreichung von Resolutionen?

Der Flughafen Gütersloh: hat sich erledigt; die Marburg: anscheinend etwas aus der Hand geglitten; die A 33: durch die Aktivitäten der Landesregierung ist hoffentlich endlich eine Lösung in Sicht. 

Platte Kritik, populistische Empörungsäußerungen und der Fingerzeig auf andere haben niemandem etwas genutzt.

Sparen ist sicherlich sinnvoll und die Beratungen zur Aufgabenkritik innerhalb der Verwaltung haben auch wir mitgestaltet. Insbesondere war es uns hierbei jedoch ein Anliegen, den einzelnen Abteilungen mit diesem Vorgehen Planbarkeit und somit Sicherheit und Kontinuität in den jeweiligen Arbeitsbereichen zu geben. Es gelang uns bei der ersten Beratung dieser Thematik, die Aufgabenkritik nicht mit den Eckwerten zu koppeln. Wir wollten Raum  lassen für eine intensivere Behandlung. Es zeigte sich dann ja auch, unser Antrag, einzelne Vorschläge noch einmal in den Fachausschüssen zu beraten, war genau richtig. So konnte die Politik, aber auch die Verwaltung doch noch ein paar Korrekturen vornehmen. Zu den Einzelheiten kommen wir ja heute noch. 

Bei der anstehenden Umsetzung ist jetzt die Verwaltungsspitze gefragt. Ein gezieltes Personalentwicklungskonzept, gemeinsam mit den Beschäftigten erarbeitet, muss den weiteren Weg beschreiben. 

Daran wird sich dann messen lassen, ob das „Fitnessprogramm der Verwaltung“ wie Sie es nannten, Herr Adenauer, dann nur zum Abspecken taugte oder ob es für die anliegenden Aufgaben gestärkt hat.

Die Haushaltslagen der öffentlichen Hand verlangen viel Disziplin, und zwar von allen. 

An dieser Stelle möchte ich daher nicht nur Herrn Kleinebekel meinen Dank aussprechen. Allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gebührt unsere Anerkennung für die geleistete Arbeit unter nicht immer einfachen Bedingungen. 

Ihre Ankündigung, Herr Kaup, kein einziger Euro steht bereit für ausgefallene Landesmittel, ließ uns  für diese Haushaltsplanberatungen Finsteres ahnen. Auch wir waren selbstverständlich nicht glücklich über die vorgesehenen Kürzungen auf Landesebene. 

Nur sehen wir auch die Notwendigkeiten, denn dieselben, die vor Ort laut krakeelen drohen in Düsseldorf mit Klage gegen einen angeblich nicht verfassungskonformen Landeshaushalt.

Wir sind erfreut darüber, dass die CDU dann doch noch die Kurve gekriegt hat und wir gemeinsam einen Kompromiss erarbeitet haben, der hoffentlich erst einmal die schwierige Zeit überbrückt. Wir haben dies ja vorhin schon behandelt. 

Die Verbände im Kreis verdienen ein dickes Lob für ihre Bereitschaft zur Reduzierung der Kosten. 

Nach den vorab nicht zu überhörenden Appellen der Mehrheit, nicht einen ausgefallenen Euro zu ersetzen, freut uns diese Entwicklung sehr.  Neben der Stärkung der Hilfe zur Selbsthilfe muss präventive Arbeit erhalten bleiben und im Interesse der betroffenen Menschen weiter gestärkt werden. Vielfach handelt es sich hierbei ja ohnehin um kommunale Pflichtaufgaben, wie z.B. die Erziehungsberatung. Hier ist der Kreis sogar in der Pflicht, finanziell einzutreten. 

Bei der Eckwerteberatung zum heute zu verabschiedenden Haushalt erlebten wir bereits, ich muss gestehen, für uns etwas überraschend, ein Einschwenken der momentanen Mehrheit.  Endlich wurde unsere langjährige Forderung, finanziellen Spielraum für politische Entscheidungen in den Fachausschüssen  zu belassen, einstimmig übernommen. 

Mit Erstaunen stellten wir dann zu Beginn der Haushaltsplanberatungen 

fest, kurz nachdem wir unseren Antrag auf Beteiligung des Kreises an der Ravensburg eingebracht hatten lief der Landrat, und dann auch die CDU, hinter unserer Forderung her. Noch bevor der Fachausschuss sein Votum zu unserem Antrag abgegeben hatte wurde unser Anliegen von Ihnen, Herr Adenauer, umgehend aufgegriffen und dann auch noch öffentlichkeitswirksam umgesetzt. 

Wenngleich ich nicht verhehlen will, Ihre Gegenfinanzierung auf Kosten des regionalen Verbundes gefällt uns hierbei nicht. 

In den weiteren Beratungen wurde dann unser Anliegen, den Berufskollegs für evtl. bevorstehende Entwicklungen im Übergang von Schule und Beruf finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, einstimmig getragen.  Auch der Kämmerer erklärte sich bereit, diese Mittel bei Bedarf überplanmäßig bereitzustellen. Somit ist gewährleistet, dass wir betroffene Jugendliche nicht vor der Tür stehen lassen, sondern ihnen eine Perspektive anbieten können. 

Bei der Elternbeteiligung zu den Schülerfahrtkosten wurde auf Antrag der SPD eine Staffelung erreicht. Das Votum der örtlichen Bürgermeister hat unsere Anregung, noch einmal Gespräche zu führen, als richtig bestätigt. Nicht richtig finden wir das Verhalten des Landrates in dieser Angelegenheit. Erst legen Sie uns, ob aus eigenem Impuls oder auf Ansinnen der CDU-Mehrheit, einen Vorschlag vor, dann distanzieren Sie sich von Ihrer eigenen Vorlage und schieben die Verantwortung auf die Bürgermeister. So einfach ist das für Sie.

Unser Anliegen, ein Servicebüro für die Schulen im Kreis einzurichten, wurde in den vergangenen Jahren immer wieder abgelehnt, dabei wäre dies eine gute Investition in unsere Jugend, und somit in die Zukunft, gewesen. Dieses Jahr wurde diese Thematik zurückgestellt. 

Mit Spannung erwarten wir jetzt Ihre zugesagte Konzeption, Herr Adenauer. 

Ebenso stehen Sie, auf Grund Ihrer eigenen Sparvorschläge in der Verpflichtung, das noch ausstehende Konzept zur Auslagerung des Sportamtes vorzulegen. Wir fordern dies hiermit noch einmal energisch ein.

Gerne eingegangen sind wir dann auf das Anliegen der CDU, einen gemeinsamen Antrag zur Entwicklung der Pflegeberatung zu verabschieden. Griff dieser doch genau unseren Antrag auf und konkretisierte unser Anliegen, hier einen Schwerpunkt zu setzen, denn der Stellenwert der Pflege wird zukünftig mit Sicherheit weiter wachsen. 

Dass bei der jetzt erfolgten Einigung mit der Stadt Gütersloh die Erstellung eines Gutachtens zur Schullandschaft berücksichtigt wurde, ein von uns vor einem Jahr eingebrachter, leider damals noch abgelehnter Antrag, vervollständigt für uns das Gefühl, den Kreis auch in den vergangenen Jahren verantwortungsvoll mitgestaltet zu haben. 

Und auch bezüglich der Finanzen konnten wir uns dieses Jahr verständigen. Wir haben Sie, Herrn Kleinebekel, wahrhaftig nicht beneidet. War dieser Haushalt doch mit dermaßen vielen Unwägbarkeiten belastet und hatte sich bereits bei seiner Einbringung schon bzgl. der LWL-Umlage überholt. 

Die SPD-Fraktion beantragte unmittelbar nach Vorliegen des Haushaltsplanentwurfes, die Kreisumlage in der Summe nicht zu erhöhen. Weiterhin war es uns wichtig, wie in den Vorjahren auch, keine Nettoneuverschuldung vorzunehmen und die Schulden weiter zu reduzieren. Diese Forderung sollte unsere Bemühungen der vergangenen Jahre fortsetzen. Doch auch dieser Antrag erwies sich dann in den kommenden Wochen als zu kurz gegriffen. 

Auf Grund der Erhöhung der Landeszuweisungen sowie nach Abschluss des Haushaltsjahres 2003 standen dem Kreis erheblich mehr Mittel zur Verfügung. Im Interesse der kommunalen Familie forderten  wir im Einklang mit unserer Kreispartei eine Senkung der Kreisumlage um das maximal Mögliche. Wir wollten die Belastung der Städte und Gemeinden im Kreis auf ein erträgliches Maß begrenzen.

Dies konnten Sie dann ja so der Presse entnehmen.

Wir haben uns über den dann folgenden Wettlauf der einzelnen Fraktionen im Interesse der Kommunen gefreut. 

Der heute zu verabschiedende Vorschlag findet unsere vollste Zustimmung.

Der Antrag der CDU hätte ebenso ein gemeinsamer werden können.

Ihr Entgegenkommen, meine Herren und Damen der CDU, war bei diesen Beratungen zum Teil geradezu beängstigend. 

Im Gegensatz zum Verhalten in den vergangenen Jahren veranstalteten Sie dabei geradezu eine Rolle rückwärts. 

Man mag jetzt mutmaßen, geschieht dies nun aus der inneren Einsicht heraus oder liegt es am Wahljahr.

Können wir uns darauf verständigen, die besseren Argumente haben endlich gesiegt? 

Das haben Sie, Herr Feldmann, im letzten Finanzausschuss ja auch deutlich gesagt, als Sie feststellten, die SPD-Fraktion habe die CDU gezwungen, neu zu denken. 

Dem heute zu verabschiedenden Haushalt können wir daher zustimmen. Obwohl  Ihr Beharren auf den Ausbau der Holler Straße nach wie vor nicht unsere Zustimmung findet. Und auch für STALAG würden wir gerne Mittel bereitstellen.

Wir wollen die Herausforderungen des Jahres 2004 meistern und sie anpacken. 

Gern greifen wir diese Worte des Landrates auf, die er bei Einbringung des Haushaltes abschließend vortrug.

Denn: Nicht Jammern und Wehklagen hilft den Interessen des Kreises sondern zupacken. Aber da kann es nicht sein, dass die einen nur schieben müssen, während die anderen immer lenken wollen. Hier ist dann auch ein Quäntchen Arbeitsteilung gefragt. Jedenfalls ist das unser Verständnis von gemeinsamer Verantwortung.

Und das Zupacken muss schneller geschehen - nicht über den Umweg von 4 Jahren und das Hoffen auf ein Umschwenken der CDU. 

Der Kreis und seine Einwohner und Einwohnerinnen haben eine zuverlässige Politik verdient, die vorausschauend plant und Aufgaben der Zukunft konkret angeht.

Persönlicher Mut - partnerschaftliche Führung – politische Leidenschaft ist gefragt im Interesse der Bürger und Bürgerinnen.

Dieser Kreis Gütersloh darf darum nicht länger Boden-los bleiben.
Ulla Ecks
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